
 

Methodik: Antworten von Parteien auf Kinder- und Jugendfragen 

 

Hintergrund 

Im Rahmen der U16-Wahl zum Berliner Abgeordnetenhaus wurden Kinder und Jugendliche 

dazu eingeladen, ihre Fragen zu formulieren. Ziel war es, jungen Menschen die Möglichkeit zu 

geben, ihre Anliegen direkt an die zur Wahl des Berliner Abgeordnetenhauses antretenden 

Parteien zu richten und sich anschließend mit deren Antworten auseinanderzusetzen. Der 

gesamte Prozess orientierte sich an den Interessen und Perspektiven junger Menschen und 

wurde durch verschiedene Akteur*innen der Kinder- und Jugendbeteiligung begleitet. 

 

Vorgehen 

1. Ermittlung der Themenfelder 

Das U16-Netzwerk benannte die Themen aus dem Bericht zur Sichtweise junger Menschen. 

Auf dieser Grundlage wurden folgende zentrale Themen identifiziert: 

• Krieg / Frieden 

• Kosten / Armut / Inflation 

• Sichere Orte / Sicher Fühlen 

• Schule 

• Jugendorte 

• Diskriminierung 

• Mental Health 

• Umwelt 

• Beteiligung / Mitbestimmung 

• KI / Social Media 

• Gewalt 

 

 

2. Sammlung von Fragen durch junge Menschen 

Die Bezirkskoordinationen sammelten über Fachkräfte sowie direkt über Kinder und 

Jugendliche Fragen zu den zuvor identifizierten Themen. Dadurch wurde sichergestellt, dass 

die Fragestellungen die Perspektiven und Interessen junger Menschen möglichst breit 

abbilden. 

 

3. Bündelung und Auswahl der Fragen 

Das Landeskompetenzzentrum für Beteiligung und Demokratiebildung bündelte mit 

Unterstützung des Kinder- & Jugendbüros Mitte die eingegangenen Fragen. Aus der 

Gesamtheit der eingereichten Fragen wurden diejenigen Fragen ausgewählt, die besonders 

häufig genannt wurden. Auf dieser Grundlage entstand ein Fragenkatalog von 25 Fragen. 

Die ausgewählten Fragen wurden sprachlich geringfügig angepasst, um eine einheitliche 

Formulierung zu gewährleisten. Der ursprüngliche Inhalt und die Intention der Fragen blieben 

dabei unverändert erhalten. 

 



 

4. Prüfung durch junge Menschen 

Zur Qualitätssicherung wurden die Fragen einer internen Prüfstelle junger Menschen beim 

Pestalozzi-Fröbel-Haus (Träger des Landeskompetenzzentrums) vorgelegt. Bewertet wurden 

insbesondere die Kriterien Relevanz und Verständlichkeit. Die Prüfstelle bestätigte, dass die 

ausgewählten Fragen für Kinder und Jugendliche relevant sowie sprachlich verständlich 

formuliert sind. 

 

5. Befragung der Parteien 

Anschließend kontaktierte das Landeskompetenzzentrum für Beteiligung und 

Demokratiebildung alle zur Wahl des Berliner Abgeordnetenhauses antretenden Parteien aus 

2023 und bat sie um die Beantwortung der 25 Fragen. Die Parteien wurden ausdrücklich 

darum gebeten, in einer kind- und jugendgerechten Sprache zu antworten und dabei direkt auf 

die jeweiligen Fragen einzugehen. Zudem wurde eine maximale Zeichenvorgabe pro Antwort 

von 450 festgelegt. 

Insgesamt beteiligten sich 13 Parteien an der Befragung und reichten Antworten ein. 

 

6. Informationscheck 

Die eingegangenen Antworten wurden durch das Landeskompetenzzentrum für Beteiligung 

und Demokratiebildung zunächst auf diskriminierende Sprache und Verständlichkeit geprüft. 

Anschließend wurden alle Informationen geprüft, die Zahlen oder Gesetze nennen oder über 

Dinge sprechen, die vergangene Handlungen von Parteien beinhalten. Dabei wurden 

Aussagen inhaltlich recherchiert und mit verfügbaren Informationen abgeglichen. Aussagen, 

die nachweislich nicht oder nur teilweise den überprüfbaren Informationen entsprachen, 

wurden entsprechend gekennzeichnet. Die jeweiligen teilweise wiedersprechenden oder 

ergänzenden Hinweise, die sich aus dem Infocheck ergeben haben, stehen inklusive der 

genutzten Quellen transparent zur Verfügung.  

 

7. Entwicklung von Begleitmaterialien 

Um Fachkräfte sowie Kinder und Jugendliche bei der Auseinandersetzung mit den Antworten 

der Parteien zu unterstützen, entwickelte das Landeskompetenzzentrum für Beteiligung und 

Demokratiebildung gemeinsam mit United Communications begleitende Methodenplakate. 

Diese dienen der begleiteten oder selbstständigen Reflexion und Diskussion der 

Parteiantworten und zur politischen Meinungsbildung. 

United Communications übernahm zudem die gestalterische Umsetzung der Parteiantworten 

und Methodenplakate. 

 

Dank 

Ein besonderer Dank gilt allen Kindern und Jugendlichen, die ihre Fragen eingebracht haben, 

den Parteien für ihre Beteiligung sowie dem U16-Netzwerk für die fachliche Unterstützung und 

Begleitung des gesamten Prozesses. 

 



 

Methodik: Informationscheck 

 

Ziel der Untersuchung 

Ziel der Untersuchung war die Identifikation und Überprüfung von expliziten und impliziten 

Tatsachenbehauptungen in Aussagen der Parteien. Im Fokus standen ausschließlich 

Aussagen, die einer faktischen Überprüfung anhand öffentlich zugänglicher und belastbarer 

Quellen zugänglich sind. 

 

Gesamtergebnis 

Insgesamt wurden 36 Passagen aus den Aussagen von 12 der 13 einbezogenen Parteien 

überprüft. Die Mehrheit der untersuchten Aussagen konnte durch die herangezogenen Quellen 

bestätigt oder als hinreichend belegt eingeordnet werden. 

9 Aussagen wurden vorläufig mit folgendem Symbol gekennzeichnet:   

Dies betrifft entweder Aussagen, die nach aktueller Quellenlage nicht bestätigt werden 

konnten, oder Fälle, in denen die Datenlage widersprüchlich bzw. unzureichend ist. 

Die Kennzeichnung stellt keine abschließende Bewertung im Sinne einer definitiven 

Falschbehauptung dar, sondern weist auf eine fehlende oder nicht eindeutige empirische 

Absicherung innerhalb der angewandten Prüfkriterien hin. 

 

Gegenstand der Prüfung 

Geprüft wurden insbesondere folgende Kategorien von Aussagen: 

• konkrete oder implizite Zahlen- und Trendangaben (z. B. Entwicklungen, 

Veränderungen, statistische Vergleiche), 

• Verweise auf gesetzliche Grundlagen und rechtliche Rahmenbedingungen, 

• Aussagen über konkret durchgeführte politische Maßnahmen oder Handlungen in der 

Vergangenheit, 

• Aussagen zu klar identifizierbaren und überprüfbaren Ereignissen oder Sachverhalten, 

• explizite oder implizite lineare Kausalzusammenhänge, sofern diese empirisch 

überprüfbar formuliert sind. 

 

Nicht geprüfte Inhalte 

Nicht Bestandteil der Überprüfung waren: 

• normative Aussagen, politische Bewertungen und Interpretationen, 

• politische Forderungen, Zielsetzungen und programmatische Aussagen, 

• komplexe gesellschaftliche oder politische Zusammenhänge ohne eindeutig isolierbare 

empirische Prüfbarkeit. 

 

 



 

 

 

Methodische Einschränkungen 

Die Analyse hat gezeigt, dass einige Aussagen politische oder gesellschaftliche Entwicklungen 

als eindeutige Fakten darstellen und klare Ursache-Wirkungs-Beziehungen nahelegen. Solche 

Zusammenhänge sind jedoch meist komplex und werden von vielen Faktoren beeinflusst. Da 

sie sich häufig weder eindeutig belegen noch widerlegen lassen, war eine abschließende 

Überprüfung dieser Aussagen nicht möglich.  

Wir haben sie nur dann berücksichtigt, wenn sie sich in einzelne, klar überprüfbare Aussagen 

aufteilen ließen. 

 

Quellenbasis 

Die Überprüfung erfolgte auf Grundlage öffentlich zugänglicher und nachvollziehbarer Quellen, 

insbesondere: 

• amtliche Statistikdaten und Berichte, 

• Gesetzestexte und rechtliche Kommentierungen, 

• Veröffentlichungen staatlicher Institutionen und Behörden, 

• wissenschaftliche Fachliteratur und anerkannte Studien. 

 

Darstellung der Ergebnisse 

Die Ergebnisse der Überprüfung werden auf mehreren Ebenen dokumentiert: 

• Auf den visualisierten Darstellungen wird kenntlich gemacht, dass ausschließlich 

überprüfbare Tatsachenbehauptungen Gegenstand der Analyse waren. 

• Aussagen, die sich als faktisch falsch oder nicht hinreichend belegbar erwiesen 

haben, wurden mit folgendem Symbol markiert:  

 

• Ergänzend erfolgt eine Verlinkung über QR-Codes zu einer dokumentierten 

Kurzbegründung einschließlich der verwendeten Quellen. 

 

 

 

 

 

 

 

 


